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Bekanntmachungen des Landratsamtes 

 
Bekanntmachung für Staatsangehörige der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union (Unionsbürger) zur Wahl zum Eruopäischen Parlament in der Bundesrepublik 

Deutschland 
 
Am 9. Juni 2024 findet die Wahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments aus der Bun-
desrepublik Deutschland statt. An dieser Wahl können Sie aktiv teilnehmen, wenn Sie am Wahl-
tag 
 
1. die Staatsangehörigkeit eines der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union besitzen, 

2. das 16. Lebensjahr vollendet haben, 

3. seit mindestens drei Monaten in der Bundesrepublik Deutschland oder in den übrigen Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union1 eine Wohnung innehaben oder sich mindestens seit 
dieser Zeit sonst gewöhnlich aufhalten (auf die Dreimonatsfrist wird ein aufeinanderfolgender 
Aufenthalt in den genannten Gebieten angerechnet), 

4. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europäischen Union, 
dessen Staatsangehörigkeit Sie besitzen, vom aktiven Wahlrecht zum Europäischen Parla-
ment ausgeschlossen sind, 

5. in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik Deutschland eingetragen sind. Die erstmalige 
Eintragung erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag ist auf einem Formblatt zu stellen; er soll 
bald nach dieser Bekanntmachung abgesandt werden. 

Einem Antrag, der erst nach dem 19. Mai 2024 (21. Tag vor der Wahl) bei der zuständigen 
Gemeinde eingeht, kann nicht mehr entsprochen werden (§ 17a Abs. 2 der Europawahlord-
nung). 

Sind Sie bereits aufgrund Ihres Antrags bei den Wahlen zum Europäischen Parlament am 
13. Juni 1999, am 13. Juni 2004, am 7. Juni 2009, am 25. Mai 2014 oder am 26. Mai 2019 in 
ein Wählerverzeichnis der Bundesrepublik Deutschland eingetragen worden, so ist ein erneu-
ter Antrag nicht erforderlich. Die Eintragung erfolgt dann von Amts wegen, sofern die sonsti-
gen wahlrechtlichen Voraussetzungen vorliegen. Dies gilt nicht, wenn Sie bis zum 
19. Mai 2024 gegenüber der zuständigen Gemeinde auf einem Formblatt beantragen, nicht 
im Wählerverzeichnis geführt zu werden. Dieser Antrag gilt für alle künftigen Wahlen zum 
Europäischen Parlament, bis Sie erneut einen Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeich-
nis stellen. 

Sind Sie bei früheren Wahlen (1979 bis 1994) in ein Wählerverzeichnis in der Bundesrepublik 
Deutschland eingetragen worden, müssen Sie für eine Teilnahme an der Wahl einen erneuten 
Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis stellen. 

Nach einem Wegzug in das Ausland und erneutem Zuzug in die Bundesrepublik Deutschland 
ist ein erneuter Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis erforderlich. 

 
Antragsvordrucke (Formblätter) sowie informierende Merkblätter können bei den Gemeindebe-
hörden in der Bundesrepublik Deutschland angefordert werden. 
  

                                                           
1 Nicht zu berücksichtigen ist ein Aufenthalt im Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland nach dem Zeit-
punkt, ab dem nach Artikel 50 Abs. 3 EUV die Verträge dort keine Anwendung mehr finden. 
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Für Ihre Teilnahme als Wahlbewerber ist u.a. Voraussetzung, dass sie am Wahltag 
 
1. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

2. die Staatsangehörigkeit eines Mitgliedstaates der Europäischen Union besitzen, 

3. weder in der Bundesrepublik Deutschland noch in dem Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, dem Sie angehören, von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind. 

 
Mit dem Antrag auf Eintragung in das Wählerverzeichnis oder mit den Wahlvorschlägen ist eine 
Versicherung an Eides statt abzugeben über das Vorliegen der o.g. Voraussetzungen für die 
aktive oder passive Wahlteilnahme. 
 
Kelheim, den 06.02.2024 
 
Heuberger 
Kreiswahlleiterin des Landkreises Kelheim 
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Nr. 44-641-Y 43 
Festsetzung eines Überschwemmungsgebietes des Sallingbaches mit Offenstettener 
Graben, Fluss-km 0,00 bis 1,55 (Gewässer III. Ordnung), auf dem Gebiet der Stadt Abens-
berg und der Gemeinde Biburg im Landkreis Kelheim nach § 76 Abs. 2 Wasserhaushalts-
gesetz (WHG) i. V. m. Art. 46 Abs. 3 Satz 2  
i. V. m. Abs. 2 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) durch Erlass einer Verordnung 
 

Bekanntmachung 
 
Das Landratsamt Kelheim – untere Wasserrechtsbehörde – führt derzeit das förmliche Anhö-
rungsverfahren für die beabsichtigte Festsetzung eines Überschwemmungsgebietes des Salling-
baches mit Offenstettener Graben gemäß Art. 73 Abs. 3 BayWG i. V. m. Art. 73 Abs. 2 bis 8 
Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) durch. 
Weitere Informationen zum Ablauf des Verfahrens wurden bereits im Amtsblatt des Landkrei-
ses Kelheim Nr. 40 vom 01.12.2023 veröffentlicht. Es wird für genauere Informationen hinsicht-
lich des Verfahrens auf dieses Amtsblatt verwiesen. 
 

1. Auslegung der Verfahrensunterlagen 
 
Die Verfahrensunterlagen wurden ursprünglich für die Dauer vom 02.01.2024 bis einschließlich 
01.02.2024 zur allgemeinen Einsichtnahme ausgelegt. Aufgrund technischer Schwierigkeiten im 
Zeitraum vom 31.01.2024 bis 06.02.2024 waren die Unterlagen nicht durchgängig auf der Inter-
netseite des Landkreises Kelheim aufrufbar. 
 
Deshalb wird die Frist zur Einsichtnahme der Verfahrensunterlagen bis einschließlich 
01.03.2024 verlängert. 
 
Die Verfahrensunterlagen werden zur allgemeinen Einsichtnahme 
 
a) beim Landratsamt Kelheim, Dienststelle Donaupark 13, 93309 Kelheim, Sachgebiet Wasser-

recht, 4. OG, Zimmer O4.04,  
b) bei der Stadt Abensberg, Stadtplatz 1, 93326 Abensberg, sowie  
c) bei der Gemeinde Biburg, Marienplatz 13, 93345 Siegenburg 

während der üblichen Dienststunden öffentlich ausgelegt. 
 
Die Verfahrensunterlagen werden zusätzlich im Internet auf der Internetseite des Landkreises 
Kelheim (www.landkreis-kelheim.de) bis einschließlich 01.03.2024 zur allgemeinen Einsicht-
nahme unter folgendem Link zugänglich gemacht: 

https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekanntmachungen/ 
 
Die einsehbaren Verfahrensunterlagen umfassen im Einzelnen: 

- amtlicher Entwurf der Verordnung 

- Erläuterung der amtlichen Festsetzung durch das Wasserwirtschaftsamt Landshut 

- Information zur Berechnung 

- 1 Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000 

- 3 Detailkarten im Maßstab 1:2.500 

- Flurstücksverzeichnis 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.landkreis-kelheim.de/
https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekanntmachungen/
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2. Anhörungsverfahren, Einwendungsvorschriften 
 

Jeder, dessen Belange durch die Festsetzung des Überschwemmungsgebiets berührt werden, 
konnte ursprünglich bis einschließlich 16.02.2024 (Einwendungsfrist), beim Landratsamt Kelheim 
(Donaupark 12, 93309 Kelheim (Hausanschrift)), bei der Stadt Abensberg (Stadtplatz 1, 93326 
Abensberg) oder bei der Gemeinde Biburg (Marienplatz 13, 93345 Siegenburg) schriftlich oder 
während der üblichen Dienststunden zur Niederschrift (nach Terminvereinbarung) Einwendungen 
erheben. 

Da die Frist zur Einsichtnahme der Verfahrensunterlagen verlängert wurde, wird hiermit auch die 
Einwendungsfrist verlängert. Einwendungen können bis einschließlich 01.03.2024 bei den o.g. 
Behörden erhoben werden. 
 
Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegen die Entscheidung einzule-
gen, können bis zum Ablauf der vorgenannten Frist beim Landratsamt Kelheim, bei der Stadt 
Abensberg oder bei der Gemeinde Biburg Stellungnahmen zu dem Vorhaben abgeben. 

Nach Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen. 

Die schriftliche Einwendung muss den leserlichen Namen und die volle Anschrift enthalten. Der 
geltend gemachte Belang und das Maß der Beeinträchtigung sind möglichst konkret darzulegen. 
Sammeleinwendungen mit unleserlichen Unterschriften oder Adressangaben können nicht be-
rücksichtigt werden.  

Die Erhebung von Einwendungen oder die Abgabe einer Stellungnahme in elektronischer Form 
(einfache E-Mail) genügt grundsätzlich nicht der erforderlichen Schriftform. Bei einer Übermittlung 
in elektronischer Form ist als Schriftformersatz die Übermittlung per E-Mail in Verbindung mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Vertrauensdienstegesetz (VDG) anerkannt. 
Das Landratsamt Kelheim hat für diesen Schriftformersatz den Zugang eröffnet (poststelle@land-
kreis-kelheim.de oder an poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de). 
 
Kelheim, den 05.02.2024 

Landratsamt Kelheim 
gez. Ferch 
Abteilungsleiter 
 
  

mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de
mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de
mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de
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Nr. 44-641-Y 50 
Festsetzung eines Überschwemmungsgebietes an der Altmühl, Fluss-km 140,700 bis 
166,156 (Gewässer I. Ordnung), auf dem Gebiet der Stadt Riedenburg, dem Markt Essing 
und der Stadt Kelheim im Landkreis Kelheim nach § 76 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) i. V. m. Art. 46 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. Abs. 2 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) 
durch Erlass einer Verordnung 
 

Bekanntmachung 
 
Das Landratsamt Kelheim – untere Wasserrechtsbehörde – führt derzeit das förmliche Anhö-
rungsverfahren für die beabsichtigte Festsetzung eines Überschwemmungsgebietes an der Alt-
mühl gemäß Art. 73 Abs. 3 BayWG i. V. m. Art. 73 Abs. 2 bis 8 Bayerisches Verwaltungsverfah-
rensgesetz (BayVwVfG) durch. 
Weitere Informationen zum Ablauf des Verfahrens wurden bereits im Amtsblatt des Landkrei-
ses Kelheim Nr. 40 vom 01.12.2023 veröffentlicht. Es wird für genauere Informationen hinsicht-
lich des Verfahrens auf dieses Amtsblatt verwiesen. 
 

1. Auslegung der Verfahrensunterlagen 
 
Die Verfahrensunterlagen wurden ursprünglich für die Dauer vom 02.01.2024 bis einschließlich 
01.02.2024 zur allgemeinen Einsichtnahme ausgelegt. Aufgrund technischer Schwierigkeiten im 
Zeitraum vom 31.01.2024 bis 06.02.2024 waren die Unterlagen nicht durchgängig auf der Inter-
netseite des Landkreises Kelheim aufrufbar. 
 
Deshalb wird die Frist zur Einsichtnahme der Verfahrensunterlagen bis einschließlich 
01.03.2024 verlängert. 
 
Die Verfahrensunterlagen werden zur allgemeinen Einsichtnahme 
 
a) beim Landratsamt Kelheim, Dienststelle Donaupark 13, 93309 Kelheim, Sachgebiet Wasser-

recht, 4. OG, Zimmer 04.04,  

b) bei der Stadt Riedenburg, St.-Anna-Platz 2, 93339 Riedenburg, 

c) bei dem Markt Essing, Marktplatz 1, 93343 Essing, sowie 

d) bei der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim 

während der üblichen Dienststunden öffentlich ausgelegt. 

 
Die Verfahrensunterlagen werden zusätzlich im Internet auf der Internetseite des Landkreises 
Kelheim (www.landkreis-kelheim.de) bis einschließlich 01.03.2024 zur allgemeinen Einsicht-
nahme unter folgendem Link zugänglich gemacht: 

https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekanntmachungen/ 

 

Die einsehbaren Verfahrensunterlagen umfassen im Einzelnen: 

- amtlicher Entwurf der Verordnung 

- Erläuterung der amtlichen Festsetzung durch das Wasserwirtschaftsamt Landshut 

- Information zur Berechnung 

- 2 Übersichtskarten im Maßstab 1:25.000 

- 17 Detailkarten im Maßstab 1:2.500 

- Flurstücksverzeichnis 
  

http://www.landkreis-kelheim.de/
https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekanntmachungen/
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Hinweis: 

Die vollständigen Verfahrensunterlagen liegen nur beim Landratsamt Kelheim, Dienststelle Do-
naupark 13, 93309 Kelheim, Sachgebiet Wasserrecht, 4. OG, Zimmer 04.04 und auf der oben 
genannten Internetseite des Landratsamtes Kelheim aus. Aufgrund des Umfangs der Verfahrens-
unterlagen liegen bei den jeweiligen Gemeinden nur der amtliche Entwurf der Verordnung, die 
Erläuterung der amtlichen Festsetzung durch das Wasserwirtschaftsamt Landshut, das Flur-
stücksverzeichnis und die Übersichts- und Detailkarten, die das betroffene Gemeindegebiet auf-
zeigen, aus. 

 
2. Anhörungsverfahren, Einwendungsvorschriften 

 
Jeder, dessen Belange durch die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes berührt werden, 
konnte ursprünglich bis einschließlich 16.02.2024 (Einwendungsfrist), beim Landratsamt Kelheim 
(Donaupark 12, 93309 Kelheim (Hausanschrift)), bei der Stadt Riedenburg (St.-Anna-Platz 2, 
93339 Riedenburg), beim Markt Essing (Marktplatz 1, 93343 Essing) oder bei der Stadt Kelheim 
(Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim), schriftlich oder während der üblichen Dienststunden zur Nie-
derschrift (nach Terminvereinbarung) Einwendungen erheben. 
 
Da die Frist zur Einsichtnahme der Verfahrensunterlagen verlängert wurde, wird hiermit auch die 
Einwendungsfrist verlängert. Einwendungen können bis einschließlich 01.03.2024 bei den o.g. 
Behörden erhoben werden. 
 
Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegen die Entscheidung einzule-
gen, können bis zum Ablauf der vorgenannten Frist beim Landratsamt Kelheim, bei der Stadt 
Riedenburg, bei dem Markt Essing oder bei der Stadt Kelheim Stellungnahmen zu dem Vorhaben 
abgeben. 

Nach Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen. 

Die schriftliche Einwendung muss den leserlichen Namen und die volle Anschrift enthalten. Der 
geltend gemachte Belang und das Maß der Beeinträchtigung sind möglichst konkret darzulegen. 
Sammeleinwendungen mit unleserlichen Unterschriften oder Adressangaben können nicht be-
rücksichtigt werden.  

Die Erhebung von Einwendungen oder die Abgabe einer Stellungnahme in elektronischer Form 
(einfache E-Mail) genügt grundsätzlich nicht der erforderlichen Schriftform. Bei einer Übermittlung 
in elektronischer Form ist als Schriftformersatz die Übermittlung per E-Mail in Verbindung mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Vertrauensdienstegesetz (VDG) anerkannt. 
Das Landratsamt Kelheim hat für diesen Schriftformersatz den Zugang eröffnet (poststelle@land-
kreis-kelheim.de oder an poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de). 

 

Kelheim, den 05.02.2024 

Landratsamt Kelheim 
 
gez. Ferch 
Abteilungsleiter 
  

mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de
mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de
mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de
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Festsetzung eines Überschwemmungsgebietes an der Schambach, Fluss-km 0,000 bis 
4,520 (Gewässer II. Ordnung), auf dem Gebiet der Stadt Riedenburg im Landkreis Kelheim 
nach § 76 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) i. V. m. Art. 46 Abs. 3 Satz 2 i. V. m. Abs. 
2 Bayerisches Wassergesetz (BayWG) durch Erlass einer Verordnung 

 
Bekanntmachung 

 
Das Landratsamt Kelheim – untere Wasserrechtsbehörde – führt derzeit das förmliche Anhö-
rungsverfahren für die beabsichtigte Festsetzung eines Überschwemmungsgebietes an der 
Schambach gemäß Art. 73 Abs. 3 BayWG i. V. m. Art. 73 Abs. 2 bis 8 Bayerisches Verwaltungs-
verfahrensgesetz (BayVwVfG) durch. 
Weitere Informationen zum Ablauf des Verfahrens wurden bereits im Amtsblatt des Landkrei-
ses Kelheim Nr. 40 vom 01.12.2023 veröffentlicht. Es wird für genauere Informationen hinsicht-
lich des Verfahrens auf dieses Amtsblatt verwiesen. 
 

 
1. Auslegung der Verfahrensunterlagen 

 
Die Verfahrensunterlagen wurden ursprünglich für die Dauer vom 02.01.2024 bis einschließlich 
01.02.2024 zur allgemeinen Einsichtnahme ausgelegt. Aufgrund technischer Schwierigkeiten im 
Zeitraum vom 31.01.2024 bis 06.02.2024 waren die Unterlagen nicht durchgängig auf der Inter-
netseite des Landkreises Kelheim aufrufbar. 
 
Deshalb wird die Frist zur Einsichtnahme der Verfahrensunterlagen bis einschließlich 
01.03.2024 verlängert. 
 
Die Verfahrensunterlagen werden zur allgemeinen Einsichtnahme 
 
a) beim Landratsamt Kelheim, Dienststelle Donaupark 13, 93309 Kelheim, Sachgebiet Wasser-
recht, 4. OG, Zimmer 04.04, sowie  

b) bei der Stadt Riedenburg, St.-Anna-Platz 2, 93339 Riedenburg 

während der üblichen Dienststunden öffentlich ausgelegt. 

 

Die Verfahrensunterlagen werden zusätzlich im Internet auf der Internetseite des Landkreises 
Kelheim (www.landkreis-kelheim.de) bis einschließlich 01.03.2024 zur allgemeinen Einsicht-
nahme unter folgendem Link zugänglich gemacht: 

https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekanntmachungen/ 

 

Die einsehbaren Verfahrensunterlagen umfassen im Einzelnen: 

- amtlicher Entwurf der Verordnung 

- Erläuterung der amtlichen Festsetzung durch das Wasserwirtschaftsamt Landshut 

- Information zur Berechnung 

- 1 Übersichtskarte im Maßstab 1:25.000 

- 4 Detailkarten im Maßstab 1:2.500 

- Flurstücksverzeichnis 
  

http://www.landkreis-kelheim.de/
https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/amtliche-bekanntmachungen/
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2. Anhörungsverfahren, Einwendungsvorschriften 
 

Jeder, dessen Belange durch die Festsetzung des Überschwemmungsgebietes berührt werden, 
konnte ursprünglich bis einschließlich 16.02.2024 (Einwendungsfrist), beim Landratsamt Kelheim 
(Donaupark 12, 93309 Kelheim (Hausanschrift)) oder bei der Stadt Riedenburg (St.-Anna-Platz 
2, 93339 Riedenburg), schriftlich oder während der üblichen Dienststunden zur Niederschrift 
(nach Terminvereinbarung) Einwendungen erheben. 

Da die Frist zur Einsichtnahme der Verfahrensunterlagen verlängert wurde, wird hiermit auch die 
Einwendungsfrist verlängert. Einwendungen können bis einschließlich 01.03.2024 bei den o.g. 
Behörden erhoben werden. 
 

Vereinigungen, die aufgrund einer Anerkennung nach anderen Rechtsvorschriften befugt sind, 
Rechtsbehelfe nach der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gegen die Entscheidung einzule-
gen, können bis zum Ablauf der vorgenannten Frist beim Landratsamt Kelheim, Sachgebiet Was-
serrecht, oder der Stadt Riedenburg Stellungnahmen zu dem Vorhaben abgeben. 

Nach Ablauf dieser Frist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht auf besonderen pri-
vatrechtlichen Titeln beruhen. 

Die schriftliche Einwendung muss den leserlichen Namen und die volle Anschrift enthalten. Der 
geltend gemachte Belang und das Maß der Beeinträchtigung sind möglichst konkret darzulegen. 
Sammeleinwendungen mit unleserlichen Unterschriften oder Adressangaben können nicht be-
rücksichtigt werden.  

Die Erhebung von Einwendungen oder die Abgabe einer Stellungnahme in elektronischer Form 
(einfache E-Mail) genügt grundsätzlich nicht der erforderlichen Schriftform. Bei einer Übermittlung 
in elektronischer Form ist als Schriftformersatz die Übermittlung per E-Mail in Verbindung mit 
einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Vertrauensdienstegesetz (VDG) anerkannt. 
Das Landratsamt Kelheim hat für diesen Schriftformersatz den Zugang eröffnet (poststelle@land-
kreis-kelheim.de oder an poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de). 

 

Kelheim, den 05.02.2024 

Landratsamt Kelheim 
 
gez. Ferch 
Abteilungsleiter 
 
  

mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de
mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de
mailto:poststelle@landkreis-kelheim.de-mail.de
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Bekanntmachungen der Städte und Gemeinden 

 
Bekanntmachung der Stadt Kelheim, Nr. 3.2-610-20/38 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Fortschreibung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes der Stadt Kelheim durch 
das Deckblatt Nr. 38 (Freiflächenphotovoltaikpark Staubing); 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und frühzeitige Beteili-
gung der Behörden nach § 4 Abs.1 BauGB 
 
Der Stadtrat der Stadt Kelheim hat am 31.07.2023 die Fortschreibung des Flächennutzungs- und 
Landschaftsplanes durch das Deckblatt Nr. 38 (Freiflächenphotovoltaikpark Staubing) beschlos-
sen und den Vorentwurf am 18.12.2023 für die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 
Abs. 1 BauGB und die frühzeitige Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB gebilligt. 

 
Mit der Fortschreibung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes der Stadt Kelheim durch 
Deckblatt Nr. 38 (Freiflächenphotovoltaikpark Staubing) werden folgende allgemeine Planungs-
ziele angestrebt: 
 
Das Plangebiet wird als „Sondergebiet erneuerbare Energien (SO)“ nach § 11 BauNVO zur 
Schaffung eines Freiflächenphotovoltaikparks, aufgeteilt in 11 eigenständige Teilflächen, ausge-
wiesen. 
 
Mit der Fortschreibung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes durch Deckblatt Nr. 38 
(Freiflächenphotovoltaikpark Staubing) wird die planungsrechtliche Grundlage für die Nutzung 
erneuerbarer Energien, hier in Form von mehreren Freiflächenphotovoltaikanlagen, geschaffen. 
 
Damit wird ein klima- und umweltschonender Beitrag für die Energiegewinnung durch regenera-
tive Energien geleistet. 
 
Die Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes Nr. 130 „Freiflächenphotovoltaikpark 
Staubing“ erfolgt im Parallelverfahren. 
 
Der in der Planung beinhaltete Umweltbericht betrachtet die Auswirkungen des Vorhabens auf 
die Schutzgüter des Naturhaushaltes für Mensch, Arten und Lebensräume, Boden, Wasser, 
Klima und Luft, Landschaftsbild, Kultur und Sachgüter, Flora-Fauna Habitate und Vogelschutz-
gebiete sowie deren Wechselwirkungen. Weiterhin werden im Umweltbericht die Aspekte Ver-
meidung von Emissionen, sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern, sowie die Dar-
stellungen in Landschaftsplänen und sonstigen umweltbezogenen Planungen betrachtet.  
 
Der Geltungsbereich des Plangebietes wird wie folgt festgesetzt: 
 
Der Geltungsbereich und somit Änderungsbereich des Plangebietes der aus 11 Teilflächen be-
steht, wird wie folgt festgesetzt: 
 
Das Plangebiet umfasst die südlich des Ortsteiles Staubing liegenden Grundstücke Fl.Nrn. 212, 
213, 214, 215, 244, 245, 246, 247, 258, 784, 790, 790/1, 794, 810, 810/4 813, 814, 821, 828, 
831, 832 und 833 der Gemarkung Staubing und besteht aus 11 Teilflächen mit verschiedenen 
Größen. Der gesamte Geltungsbereich der Planung hat eine Größe von insgesamt ca. 53,1 Hek-
tar. 
 



 

Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 3 vom 09.02.2024  

36 
 

 
 
Teilfläche 1: Fl.Nr. 258 Gemarkung Staubing (82.910 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 258 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 258 Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 258 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 258 der Gemarkung Staubing. 
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Teilfläche 2: Fl.Nrn. 244, 245, 246, 247 Gemarkung Staubing (26.661 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 244, 245 und 246 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 246 und 247 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 244, 245 und 247 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 244 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 3: Fl.Nrn. 212, 213, 214, 215 Gemarkung Staubing (64.714 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 215 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 212, 213, 214 und 215 der Gemarkung 

Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 212 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 212, 213, 214 und 215 der Gemarkung 

Staubing. 
 
Teilfläche 4: Fl.Nr. 784 Gemarkung Staubing (41.123 m²)  
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 784 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 784 Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 784 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 784 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 5: Fl.Nrn. 790, 790/1 Gemarkung Staubing (75.197 m²)  
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 790 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 790 und 790/1 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 790 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 790 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 6: Fl.Nrn. 813, 814 Gemarkung Staubing (45.406 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 814 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 813 und 814 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 813 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 813 und 814 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 7: Fl.Nr. 821 Gemarkung Staubing (43.280 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 821 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 821 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 821 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 821 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 8: Fl.Nr. 810, 810/4 Gemarkung Staubing (34.926 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 810 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 810 und 810/4 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 810/4 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 810 und 810/4 der Gemarkung Staubing. 
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Teilfläche 9: Fl.Nr. 794, Gemarkung Staubing (58.479 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 794 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 794 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 794 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 794 der Gemarkung Staubing. 
 
 
Teilfläche 10: Fl.Nr. 828 Gemarkung Staubing (23.803 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 828 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 828 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 828 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 828 der Gemarkung Staubing 
 
Teilfläche 11: Fl.Nrn. 831, 832, 833 Gemarkung Staubing (34.730 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 831 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 831, 832 und 833 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 833 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 831, 832 und 833 der Gemarkung Staubing 
 
Der Vorentwurf des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes Deckblatt Nr. 38 (Freiflächenpho-
tovoltaikpark Staubing) inklusive Begründung, Artenschutzrechtlicher Prüfung und Umweltbericht 
liegt nun im Rahmen der Offenlegung in der Zeit vom  

 
 21.02.2024 bis einschließlich 26.03.2024 

 
auf der Homepage der Stadt Kelheim unter www.kelheim.de/Menü/Aktuelles/Bekanntmachungen 
öffentlich aus und kann eingesehen werden. Einschlägige DIN Normen und VDI Richtlinien kön-
nen ausschließlich im Rathaus der Stadt Kelheim eingesehen werden. Außerdem können die 
ausgelegten Unterlagen nach telefonischer Terminvereinbarung (09441-701-205) während der 
üblichen Dienststunden von Montag bis Freitag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und Montag, Diens-
tag und Donnerstag in der Zeit von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr im Rathaus der Stadt Kelheim, Lud-
wigsplatz 16, 93309 Kelheim, Fachbereich Planen und Bauen Zimmer Nr. 27, eingesehen wer-
den.  Während der Auslegungsfrist kann jedermann sich über die allgemeinen Planungsziele und 
Planungszwecke informieren und hierbei Anregungen zur oder Einwände gegen die Planung vor-
bringen. Die Stellungnahmen sollen nach Möglichkeit elektronisch übermittelt werden (info@kel-
heim.de), können aber auch schriftlich oder zur Niederschrift eingereicht werden. Über die wäh-
rend dieser Frist vorgebrachten Anregungen und Einwände entscheidet der Bauausschuss der 
Stadt Kelheim. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Fort-
schreibung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes unberücksichtigt bleiben, wenn die 
Stadt Kelheim den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die 
Rechtmäßigkeit der Fortschreibung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes nicht von Be-
deutung ist. 
Hinweis bzgl. des Verbandsklagerechts von Umweltverbänden: 
Eine Vereinigung im Sinne des § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 UmwRG (Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes) 
ist in einem Rechtsbehelfsverfahren nach § 7 Abs. 2 UmwRG gemäß § 7 Abs. 3 S. 1 UmwRG mit 
allen Einwendungen ausgeschlossen, die sie im Rahmen der Auslegungsfrist nicht oder nicht 
rechtzeitig geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können (§ 3 Abs. 3 BauGB). 
 
Außerdem findet am Mittwoch den 28.02.2024 um 19.00 Uhr im Feuerwehrhaus in Staubing, 
Holzharlandener Straße 25, 93309 Kelheim eine Bürgerinformation zu dem geplanten Bau-
leitplanverfahren statt. 
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Datenschutz: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e DSGVO i. V. m. § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie ihre Stellungnahme ohne 
Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Wei-
tere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Informationspflich-
ten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls öffentlich ausliegt.  
 
Hinweis: 
Auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städtebaulichen Satzungen besteht kein Anspruch. Ein 
Anspruch kann auch nicht durch Vertrag begründet werden (§ 1 Abs.3 BauGB). 
 
Kelheim, den 25.01.2024 
Stadt Kelheim 
 
Gez. 
Schweiger 
Erster Bürgermeister 
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Bekanntmachung der Stadt Kelheim, Nr. 3.2-610-21/130 
Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes Nr. 130 „Freiflächenphotovoltaik-
park Staubing“ 
Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und frühzeitige Beteili-
gung der Behörden nach § 4 Abs.1 BauGB 
 
Der Bauausschuss der Stadt Kelheim hat am 17.07.2023 die Aufstellung des Bebauungs- und 
Grünordnungsplanes Nr. 130 „Freiflächenphotovoltaikpark Staubing“ im Sinne des § 30 BauGB 
beschlossen und den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes am 11.12.2023 für 
die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB und die frühzeitige Beteili-
gung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB gebilligt. 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes Nr. 130 „Freiflächenphotovoltaik-
park Staubing“ werden folgende allgemeine Planungsziele angestrebt: 
 
Mit der Aufstellung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes Nr. 130 „Freiflächenphotovoltaik-
park Staubing“ soll die planungsrechtliche Grundlage für die Nutzung erneuerbarer Energien, hier 
eines Freiflächenphotovoltaikparks, bestehend aus 11 eigenständigen Freiflächenphotovoltaik-
anlagen, geschaffen werden. 
 
Damit wird ein klima- und umweltschonender Beitrag für die Energiegewinnung durch regenera-
tive Energien geleistet. 
 
Die Fortschreibung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes der Stadt Kelheim durch Deck-
blatt Nr. 38 (Freiflächenphotovoltaikpark Staubing) erfolgt im Parallelverfahren. 
 
Der in der Planung beinhaltete Umweltbericht betrachtet die Auswirkungen des Vorhabens auf 
die Schutzgüter des Naturhaushaltes für Mensch, Arten und Lebensräume, Boden, Wasser, 
Klima und Luft, Landschaftsbild, Kultur und Sachgüter, Flora-Fauna Habitate und Vogelschutz-
gebiete sowie deren Wechselwirkungen. Weiterhin werden im Umweltbericht die Aspekte Ver-
meidung von Emissionen, sachgerechter Umgang mit Abfällen und Abwässern, sowie die Dar-
stellungen in Landschaftsplänen und sonstigen umweltbezogenen Planungen betrachtet.  
 
Der Geltungsbereich des Plangebietes wird wie folgt festgesetzt: 
 
Der Geltungsbereich des Plangebietes der aus 11 Teilflächen besteht, wird wie folgt festgesetzt: 
 
Das Plangebiet umfasst die südlich des Ortsteiles Staubing liegenden Grundstücke Fl.Nrn. 212, 
213, 214, 215, 244, 245, 246, 247, 258, 784, 790, 790/1, 794, 810, 810/4, 813, 814, 821, 828, 
831, 832 und 833 der Gemarkung Staubing und besteht aus 11 Teilflächen mit verschiedenen 
Größen. Der gesamte Geltungsbereich der Planung hat eine Größe von insgesamt ca. 53,1 Hek-
tar. 
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Teilfläche 1: Fl.Nr. 258 Gemarkung Staubing (82.910 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 258 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 258 Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 258 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 258 der Gemarkung Staubing. 
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Teilfläche 2: Fl.Nrn. 244, 245, 246, 247 Gemarkung Staubing (26.661 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 244, 245 und 246 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 246 und 247 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 244, 245 und 247 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 244 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 3: Fl.Nrn. 212, 213, 214, 215 Gemarkung Staubing (64.714 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 215 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 212, 213, 214 und 215 der Gemarkung 

Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 212 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 212, 213, 214 und 215 der Gemarkung 

Staubing. 
 
Teilfläche 4: Fl.Nr. 784 Gemarkung Staubing (41.123 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 784 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 784 Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 784 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 784 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 5: Fl.Nrn. 790, 790/1 Gemarkung Staubing (75.197 m²)  
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 790 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 790 und 790/1 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 790 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 790 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 6: Fl.Nrn. 813, 814 Gemarkung Staubing (45.406 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 814 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 813 und 814 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 813 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 813 und 814 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 7: Fl.Nr. 821 Gemarkung Staubing (43.280 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 821 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 821 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 821 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 821 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 8: Fl.Nrn. 810, 810/4 Gemarkung Staubing (34.926 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 810 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 810 und 810/4 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 810/4 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 810 und 810/4 der Gemarkung Staubing. 
  



 

Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 3 vom 09.02.2024  

43 
 

Teilfläche 9: Fl.Nr. 794, Gemarkung Staubing (58.479 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 794 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 794 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 794 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 794 der Gemarkung Staubing. 
 
Teilfläche 10: Fl.Nr. 828 Gemarkung Staubing (23.803 m²) 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 828 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 828 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 828 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 828 der Gemarkung Staubing; 
 
Teilfläche 11: Fl.Nrn. 831, 832, 833 Gemarkung Staubing (34.730 m²): 
 
Im Norden:  nördliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 831 der Gemarkung Staubing; 
Im Osten:  östliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 831, 832 und 833 der Gemarkung Staubing; 
Im Süden:  südliche Grundstücksgrenze Fl.Nr. 833 der Gemarkung Staubing; 
Im Westen: westliche Grundstücksgrenze Fl.Nrn. 831, 832 und 833 der Gemarkung Staubing. 
 
Der Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes Nr. 130 „Freiflächenphotovoltaikpark 
Staubing“ inklusive Begründung, Artenschutzrechtlicher Prüfung und Umweltbericht liegt nun im 
Rahmen der Offenlegung in der Zeit vom  
 

 21.02.2024 bis einschließlich 26.03.2024 
 
auf der Homepage der Stadt Kelheim unter www.kelheim.de/Menü/Aktuelles/Bekanntmachungen 
öffentlich aus und kann eingesehen werden. Einschlägige DIN Normen und VDI Richtlinien kön-
nen ausschließlich im Rathaus der Stadt Kelheim eingesehen werden. Außerdem können die 
ausgelegten Unterlagen nach telefonischer Terminvereinbarung (09441-701-205) während der 
üblichen Dienststunden von Montag bis Freitag von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und Montag, Diens-
tag und Donnerstag in der Zeit von 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr im Rathaus der Stadt Kelheim, Lud-
wigsplatz 16, 93309 Kelheim, Fachbereich Planen und Bauen Zimmer Nr. 27, eingesehen wer-
den.  Während der Auslegungsfrist kann jedermann sich über die allgemeinen Planungsziele und 
Planungszwecke informieren und hierbei Anregungen zur oder Einwände gegen die Planung vor-
bringen. Die Stellungnahmen sollen nach Möglichkeit elektronisch übermittelt werden (info@kel-
heim.de), können aber auch schriftlich oder zur Niederschrift eingereicht werden. Über die wäh-
rend dieser Frist vorgebrachten Anregungen und Einwände entscheidet der Bauausschuss der 
Stadt Kelheim. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über die Än-
derung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes unberücksichtigt bleiben, wenn die Stadt Kel-
heim den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und deren Inhalt für die Rechtmä-
ßigkeit der Änderung des Bebauungs- und Grünordnungsplanes nicht von Bedeutung ist. 
 
Außerdem findet am Mittwoch den 28.02.2024 um 19.00 Uhr im Feuerwehrhaus in Staubing, 
Holzharlandener Straße 25, 93309 Kelheim eine Bürgerinformation zu dem geplanten Bauleit-
planverfahren statt. 
 
Datenschutz: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buch-
stabe e DSGVO i. V. m. § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie ihre Stellungnahme ohne 
Absenderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Wei-
tere Informationen entnehmen Sie bitte dem Formblatt „Datenschutzrechtliche Informationspflich-
ten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls öffentlich ausliegt.  
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Hinweis: 
Auf die Aufstellung von Bauleitplänen und städtebaulichen Satzungen besteht kein Anspruch. Ein 
Anspruch kann auch nicht durch Vertrag begründet werden (§ 1 Abs.3 BauGB). 
 
Kelheim, den 25.01.2024 
Stadt Kelheim 
 
Gez. 
Schweiger 
Erster Bürgermeister 

 
 

 
 
 

 
Satzung zur 2. Änderung der Satzung für die Erhebung des Kurbeitrages im Markt Bad 
Abbach (Kurbeitragssatzung – KBS) – Rechtsstand: 01.03.2024 
 
Az.: 100 - Geschäftsleitung - 0280.060 - Kurbeitragssatzung 2023 mit Änderungen 
 
Auf Grund von Art. 24 der Bayerischen Gemeindeordnung (BayGO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 2 des 
Gesetzes vom 9. Dezember 2022 (GVBl. S. 674) geändert worden ist und Art. 2 und 7 des Bay-
erischen Kommunalabgabengesetzes (KAG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. April 
1993 (GVBl. S. 264, BayRS 2024-1-I), das zuletzt durch § 6 des Gesetzes vom 10. März 2023 
(GVBl. S. 91) geändert worden ist, erlässt der Markt Bad Abbach folgende Satzung. 
 
Satzung zur 2. Änderung der Satzung für die Erhebung des Kurbeitrages im Markt Bad Abbach 
(Kurbeitragssatzung – KBS) vom: 05.02.2024 
 

§1 
Änderung von § 4 Abs. 1 

 
§ 4 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
„Der Kurbeitrag wird nach der Anzahl der Aufenthaltstage berechnet. Angefangene Tage gelten 
als volle Tage. Die Tage der An- und Abreise werden als ein Aufenthaltstag berechnet.“ 
 

§2 
Entfall von § 4 Abs. 5 

 
§ 4 Abs. 5 entfällt. 
 

§2 
Inkrafttreten  

 

Diese Satzung tritt am 01.03.2024 in Kraft. 

 
Bad Abbach, 05.02.2024 
Markt Bad Abbach 
 
Dr. Benedikt Grünewald 
Erster Bürgermeister 
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Verordnung über das Anbringen von Anschlägen und Plakaten im Gemeindegebiet des 
Marktes Bad Abbach – Plakatierungsverordnung – (PlakatVO) – Rechtsstand: 01.03.2024 
 

Az.: 100 - Geschäftsleitung - 0281.035 - 2023 Plakatierungsverordnung mit Änderungen 
 

Der Markt Bad Abbach erlässt aufgrund von Art. 28 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes über das Lan-
desstrafrecht und das Verordnungsrecht auf dem Gebiet der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
(Landesstraf- und Verordnungsgesetz - LStVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. 
Dezember 1982 (BayRS 2011-2-I), zuletzt geändert durch § 5 Abs. 1 des Gesetzes vom 
27.04.2020 (GVBl. S. 236), folgende Verordnung. 

Verordnung über das Anbringen von Anschlägen und Plakaten im Gemeindegebiet des Marktes 
Bad Abbach - Plakatierungsverordnung - (PlakatVO) vom: 05.02.2024 

 
§ 1 

Zulässigkeit 

 
(1) Im gesamten Gemeindegebiet des Marktes Bad Abbach, einschließlich der Ortsteile dürfen 

maximal 35 Plakate pro Veranstaltung angebracht werden. In den Ortsteilen Dünzling, 
Saalhaupt, Peising, Lengfeld, Poikam und Oberndorf dürfen jeweils höchstens 3 Ständer 
aufgestellt werden. Das Aufstellen der Plakatständer hat bodenstehend nur an Lichtmasten 
(max. 2 Stück pro Mast) zu erfolgen. Hierzu bedarf es grundsätzlich der vorherigen Ge-
nehmigung des Marktes Bad Abbach. 

 
(2) Von diesem Verbot ausgenommen sind Bekanntmachungen und Werbeständer, die von 

den Eigentümern, dinglichen Berechtigten, Pächtern oder Mietern von Anwesen und Grund-
stücken an diesen in eigener Sache angeschlagen werden, sowie Plakate und Ankündi-
gungen, die für Veranstaltungen durch örtliche Vereine und Verbände in den Schaufens-
tern ausgehängt werden. Ausgenommen sind auch Anschläge am Ort einer Veranstal-
tung, wenn sie auf diese Veranstaltung hinweisen. Nach Beendigung der Veranstaltung 
sind diese Anschläge unverzüglich, d. h. spätestens nach 3 Tagen zu entfernen. 

 
(3) Von der Regelung ausgenommen sind Wahlplakate und ähnliche Werbemittel, die von den 

beteiligten Parteien oder Wählergruppen angebracht werden dürfen und zwar 

1. im gesamten Gemeindegebiet maximal 35 Plakate/Plakatständer pro Partei oder 
Wählergruppe, 

2. in den Ortsteilen maximal 3 Plakate/Plakatständer pro Partei oder Wählergruppe 
3. Aufstellung bzw. Anbringung der Plakate/Plakatständer jeweils 6 Wochen vor dem 

Wahl- oder Abstimmungstermin. 
4. Entfernung der Plakate/Plakatständer innerhalb einer Woche nach der Wahl oder Ab-

stimmung. 
5. Werden die Plakate/Plakatständer nicht innerhalb einer Woche abgenommen, wer-

den diese auf Kosten des Erlaubnisnehmers durch den Bauhof abgenommen. 

(4) Hohlkammerplakate (Vorder- und Rückseite) und Dreiecksständer werden als ein Pla-
kat/Plakatständer gezählt. 

 
(5) Die Absätze 1 – 3 gelten nicht für Werbeanlagen im Sinne des Art. 2 der Bayerischen Bau-

ordnung (BayBO). 

 

(6) Die besonderen Vorschriften der Straßenverkehrsordnung (StVO), des Bundesfernstra-
ßengesetzes (FStrG) und des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes (BayStrWG) blei-
ben unberührt. 
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§ 2 
Ausnahmen 

 
Der Markt Bad Abbach kann aus wichtigen Gründen für den Einzelfall Ausnahmen von diesen Vor-
schriften zulassen, wenn dadurch das Orts- und Landschaftsbild oder ein Natur-, Kunst- oder 
Kulturdenkmal nicht oder nur unwesentlich beeinträchtigt wird. 

 
 

§ 3 
Häufungsvermeidung 

 
(1) Plakatwerbung für Veranstaltungen, die nicht im Gemeindegebiet des Marktes Bad Ab-

bachs stattfinden, werden zur Vermeidung von Plakathäufungen und somit wegen der 
Beeinträchtigung des Ortsbildes nicht mehr zugelassen. 

 
(2) Plakatwerbungen für Veranstaltungen mit obszönen oder anrüchigem Charakter werden 

grundsätzlich nicht zugelassen. 
 

 
§ 4 

Auflagen und Bestimmungen 

 
Für das Aufstellen oder Anbringen von Plakaten, Plakattafeln, Werbeständern oder dergleichen 
gelten folgende Auflagen: 

1. gemeindliche Gebäude, Anlagen, Einrichtungen dürfen nicht beklebt werden; 

 
2. der Straßenverkehr und der Verkehr auf den Gehwegen darf nicht beeinträchtigt werden; 

 
3. vom Fahrbahnrand ist eine Entfernung von mindestens 30 Zentimetern einzuhalten. Für 

den Fußgängerverkehr muss eine Gehwegbreite von mindestens 120 Zentimetern ein-
zuhalten. Für den Fußgängerverkehr muss eine Gehwegbreite frei bleiben; 

 
4. das Anbringen an Verkehrszeichenanlage ist nicht gestattet. Die Sicht auf amtliche Ver-

kehrszeichen und Signalanlagen sowie die Sichtwinkel an Straßenkreuzungen und –ein-
mündungen müssen frei bleiben. Es ist diesbezüglich ein Mindestabstand von 10 
Metern – gerechnet vom Schnittpunkt der Fahrbahnkanten – einzuhalten. 

 
5. das Anbringen von Plakaten, Plakattafeln, Bannern und dergleichen an und im Bereich 

von Verkehrsgrünanlagen (Kreisverkehr /Straßenteiler) sowie an Straßenbäumen ist nicht 
gestattet. 

 
6. das Anbringen von Plakaten, Plakattafeln, Bannern und dergleichen an Brückengelän-

dern ist verboten: 

 
7. die Verwendung von Signalfarben ist nicht zulässig; 

 

8. andere Sondernutzungen und Anschläge dürfen nicht beeinträchtigt werden 

 

9. Plakate des gleichen Erlaubnisinhabers müssen mindestens 100 Meter – gerechnet nach 
allen Seiten – voneinander entfernt sein; 
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10. die Plakatständer/Plakattafeln sind so aufzustellen und zu befestigen, dass sie durch Wit-
terungseinflüsse nicht von der Befestigung gelöst werden können und dadurch Verkehrs-
beeinträchtigungen bewirken. Die Befestigung hat mit geeignetem Befestigungsmaterial, 
das Schäden am Träger ausschließt, zu erfolgen. Draht oder Klebebänder sind wegen 
der Gefahr der Beschädigung des Schutzanstrichs verboten. 

 
11. Beschädigte oder unansehnliche gewordene Plakate oder Plakatständer sind von den 

Verantwortlichen umgehend zu erneuern, bzw. zu entfernen: 

 
12. im Falle eines Widerrufs der Plakatierungserlaubnis besteht kein Ersatzanspruch ge-

gen den Markt Bad Abbach. 
 
 

§ 5 
Ordnungswidrigkeiten 

 
Nach § 28 Abs. 2 LStVG kann mit Geldbuße belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen der Vorschriften des § 1 Anschläge im Marktbereich oder den Ortsteilen anbringt, 

 
2. entgegen den Vorschriften des § 1 Anschläge nicht im vorgesehenen Zeitraum wieder ent-

fernt, 

 
3. entgegen der Vorschriften des § 4 Auflagen und Bestimmungen missachtet. 

 
 

§ 6 
Inkrafttreten und Geltungsdauer 

 
(1) Diese Verordnung tritt am 01.03.2024 in Kraft. Sie gilt 20 Jahre. 

 
(2) Mit Ablauf des 29.02.2024 tritt die Satzung über die Erlaubnisse und Gebühren für Son-

dernutzungen an öffentlichem Verkehrsraum des Marktes Bad Abbach (Sondernutzungs-
satzung) vom 01.07.1999 außer Kraft. 

 
 

Bad Abbach, 05.02.2024 
Markt Bad Abbach 

 
Dr. Benedikt Grünewald 
Erster Bürgermeister 
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Sonstige Bekanntmachungen 

 
 

Aufgebot eines verlorengegangenen Sparkassenbuches 
 
Das Sparkassenbuch: 3401364371,3401209089,3702095351 
    lautend auf Berta Sperlich 
 
ist verlorengegangen. 
 
Die Kreisparkasse Kelheim erlässt gem. Art. 35 AGBGB zum Zwecke der Kraftloserklärung das 
Aufgebot. Der Inhaber dieses Sparkassenbuches wird hiermit aufgefordert, seine Rechte unter 
Vorlage der Urkunde innerhalb von drei Monaten vom Tage der Bekanntmachung ab, bei der 
Kreissparkasse Kelheim anzumelden. Werden an der Urkunde während der Frist keine Rechte 
geltend gemacht, so erfolgt anschließend die Kraftloserklärung des Sparkassenbuches. 
 
 
 
 
 
 
 

Kraftloserklärung eines verlorengegangenen Sparkassenbuchs 
 
Das nachstehend aufgeführte Sparkassenbuch wurde durch Beschluss der Kreissparkasse Kel-
heim vom 05.02.2024 gem. Art. 39 AGBGB für kraftlos erklärt, nachdem auf das am 03.11.2023 
erlassene Aufgebot innerhalb einer Frist von 3 Monaten Rechte Dritter nicht geltend gemacht 
wurden: 
 
Sparkassenbuch: Nr. 3404214995 
   lautend auf Christa Pitlik 
 
Das Aufgebot wurde fristgerecht durch Aushang im Schalterraum der Kreissparkasse Kelheim 
und durch Veröffentlichung im zuständigen Amtsblatt gemäß § 12 Abs. 2 der Satzung der Kreis-
sparkasse Kelheim bekannt gemacht. 


